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Frieden schaffen
mit immer besseren Waffen
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Heiko Moshagen

Wereinen Vorschlag zur zukünftigen Gestalt der Bundeswehr

vorbringt und damit noch ernstgenommenwerdenwill, muß

von ihrer neuen Rolle als Interventionsarmee ausgehen. Da

sie zur Verteidigung nicht mehr benötigt wird, sehen alle Kon-

zepte die Auflösung der bisherigen Hauptverteidigungskräf-

te vor, die für den Angriffskrieg vorgesehen Truppensollen die

einzigen Einsatzkräfte werden. Die bisher euphemistisch als

Krisenreaktionskräfte bezeichneten Einheiten sollen vonjetzt

60.000 auf zwischen 140.000! und 150.000? Soldaten ver-

stärkt werden. Dazu kommen gut 100.000 Soldaten als logi-

stische Basis für die Auslandseinsätze. Diese Planung ergibt

sich aus der Forderung, die Bundeswehr müsse neben dem

sie momentan auslastendenEinsatz im ehemaligen Jugosla-

wien zu einerweiteren Intervention derselben Größenordnung

fähig sein.

Im Rahmen der anstehendenStrukturreform wird über kurz

oder lang auch die Wehrpflicht fallen. Im Vietnamkrieg muß-

ten die USA erkennen, welche innenpolitischen Probleme

man sich mit einer Wehrpflichtarmee einhandeln kann, will

mansieflexibel weltweit einsetzen. Nicht zu unterschätzenist

allerdings der ideologische Stellenwert der Wehrpflicht als

„Dienst am Vaterland“ und letztem Refugium der angegriffe-

nen Männlichkeit, der ihr noch eine gewisse Gnadenfrist si-

chern kann. Gerade das notorische WeicheiScharping zeigt

in seiner neuen Rolle als Verteidigungsminister anschaulich

die Nützlichkeit von Militär als Ersatzrückrat und Potenzsym-

bol. Die Generäle hingegenfürchten eher eine Gefährdung

des Nachschubs von halbwegs brauchbaren Menschenma-

terial durch die Abschaffung des obligatorischen Praktikums

für alle Jungmänner beim Bund. Reduziert würde auch die

„Aufwuchsfähigkeit“ durch Reservisten, vulgo die Mobilisie-

rungsstärke im Kriegsfall, die so nicht mehr„als politisch kon-

trolliertes Mittel der Eskalation eingesetzt werden (kann)"3.

 
Die Anpassung derStruktur der Bundeswehran ihre neuen

Aufgaben wird ergänzt durch ihre massive Aufrüstung zu An-

griffszwecken.So erhält die Bundeswehr u.a. neue Lufttrans-

portkapazitäten, neue Kampfhubschrauber, den Eurofighter,

mehr Präzisionswaffen und (zusammenmit Frankreich)ein ei-

.  genes System von Spionagesatelliten.

| Ende des Tauwetters

„Die Bundeswehr... hat ausschließlich der Landesverteidi-

gungzu dienen.Ihr Auftrag ist Kriegsverhütung durchVertei-

digungsfähigkeit bei struktureller Angriffsunfähigkeit.“ Berli-

ner Programm der SPD

Als sich die SPD 1990 zu dieserfast schon pazifistischen De-

finition der Rolle der Bundeswehrhinreißenlies, war diese Po-

sition durchaus mehrheitsfähig. Zwar fanden die Generäle der

BRD schonfrüher, Angriff sei die beste Verteidigung und

steckten daher das meiste Geld in Offensivwaffen wie den

Kampfpanzer Leopard || und den Jagdbomber Tornado. Die

entsprechende Militärstrategie nannten sie „Vorneverteidi-

gung“, wobei auch nicht klar war, ob die BRD denn zunächst

angegriffen werden mußte, um sich vorne verteidigen zu kön-

nen, oder aber auch die behauptete Gefahr eines Angriffes

ausreichensollte, um präventiv loszuschlagen. DiesesStre-

ben nach Angriffsfähigkeit mußte aber immerhin im Rahmen

des Auftrages der Bundeswehr zur Verteidigung der BRD

‘und der NATO gerechtfertigt werden. Mit der bedingungslo-

sen Kapitulation des Ostblocks im Kalten Krieg war der Bun-

deswehr dieser Daseinszweck abhanden gekommen, glei-

chesgilt auch für die NATO. Realitätsferne Friedenswinsler

hätten auf den Gedanken kommenkönnen, beideInstitutio-

nen als überflüssig abzuschaffen. Solange die Sowjetunion

nochnicht völlig zerfallen war, gab es auch Ansätze zu einer .



radikalen europaweiten Abrüstung. Als regionale Friedens-

ordnung für Europasollte die nun in OSZE umgetaufte KSZE

dienen.

„Regierungsfähig“ im Verständnis der bürgerlichen Presse

wardie Position der Beschränkung der Rolle der Bundeswehr

auf die Landesverteidigung jedoch schon damals nicht mehr.

Verantwortungsbewußte Realpolitiker suchten hingegen nach

neuen Aufgabengebieten für die Bundeswehr und wurdener-

wartungsgemäß schnell fündig. Statt die Integrität der BRD

bzw. der NATO zu verteidigen, soll es nun um die Verteidi-

gung deutscher, europäischer oderatlantischer Interessen

gehen, also um klassische Machtpolitik.

Neue deutsche Normalität
Im zweiten Golfkrieg zeigten die USA, welche neuen Mög-

lichkeiten derrelativ risikoarmen Kriegsführung sich für die

Staaten der NATO mangels ernstzunehmender Gegner nun

auftaten. Auch die deutschen Militaristen wären gerne dem

„neuen Gewicht Deutschlands in der Welt“ gerecht gewor-

den. Nochtrat die NATO mit Billigung der UNOauf, noch durf-

te die BRDlediglich einen gutenTeil der Rechnung mit tragen

- die eigene Bevölkerung war noch nicht so weit. Die nach En-

de diese Krieges vom Generalinspektor Naumann 1992 in

den bis heute gültigen Verteidigungspolitischen Richtlinien

der BRD formulierte Aufgabe der „Aufrechterhaltung desfrei-

en Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu Märkten

und Rohstoffen in aller Welt“ der Bundeswehr wurden von

nicht unwesentlichen Teilen der Öffentlichkeitnicht als hinrei-

chender Grund gesehen,nun gleich überall mit zu morden.

Der zuständige Minister Rühe verlegte sich auf eine Salami-

taktik, um die aus seiner Sicht hysterische Öffentlichkeit wie-

der an Krieg und Militär zu gewöhnen.Die „Engel von Phnom-

Penh“ in Kambodscha,kleinere Auslandsaufenthalte im Irak

und in Kuwait sowie der Abenteuerspielplatz Somalia mach-

ten unter dem Dach der UNO den Aufenthalt deutscher Sol-

daten außerhalb der NATO zur Normalität. Im Innerensollten

die inflationären öffentlichen Gelöbnisse für patriotischen

Rückhalt für die Truppe sorgen.

Die Rolle der Justiz
DenrechtlichenFreibrief für all das und für alles kommende

stellte das BVerfG im Adria-, Somalia- und AWACS-Verfahren

aus. Die einschlägige verfassungsrechtliche Grundlage für

militärische Einsätze der Bundeswehrjenseits der Verteidi-

gung sah es in Art. 24 Abs. 2 GG, was gewagt, aber noch ver-

tretbarist. Gleichzeitig behauptete es jedoch, auch die NA-

TO und die WEU seien Systeme gegenseitigerkollektiver Si-

cherheit gemäß Art. 24 Abs. 2 GG und nicht nur die UNO und

die OSZE.In gewisser Weisesind sie das auch - dass die NA-

TO einen Krieg zwischenihren Mitgliedern unwahrscheinlich

macht, ist das wohl gewichtigste Argumentfür ihre Weiterexi-

stenz. Aber es ging ja um Einsätze „out of area“ des NATO-

Vertrages und damit geradenicht um die Wahrung desFrie-

dens innerhalb der NATO. UNO und OSZE mutieren seitdem

zur Unterscheidungteils zu Systemen „kooperativer Sicher-

heit“, was dann wohl bedeutensoll, dass vor uns nur sicher

ist, wer mit uns kooperiert.

Mit dem gelinde gesagt kreativen neuen Völkerrechtsver-

ständnis der Bundesregierung mußte sich das BVerfG hinge-

gen mangels klageberechtigter Kläger nicht auseinanderset-

zen. Es steht aber noch eine Entscheidung des IGH überei-

ne Klage Jugoslawiens gegendie angreifendenStaaten aus.

Das BVerfG hat auf Klage der PDS - Bundestagsfraktion®

noch zu entscheiden, ob die Bundesregierung ohne erneutes

Ratifizierungsverfahren einer Änderung der NATO-Strategie
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zustimmen durfte, durch die die NATO vom Verteidigungs-

zum Interventionsbündnis wird. Mit Abweisung der Klage

kann gerechnet werden, die Begründung wird aber sicher un-

terhaltsam werden.

Neue Supermacht EU
Die Rechtsprechung desBVerfG beschränktdie deutsche Mi-

litärpolitik also nur noch insoweit, als Deutschland nichtallei-

ne Krieg führen darf. Das kann und will es aber auch garnicht.

Der deutsche Versuch, alleine zur Supermacht zu werden, ist

im letzten Jahrhundert zweimal gescheitert, die neue Super-

macht soll daher die EU werden. Wenn es nach dem Willen

der BRD geht, eine möglichst deutsche EU.

Während die militärische Integration der EU-Staaten im Rah-

men von Eurokorps und WEU zunächst eher langsam voran

kam, hat sich dies mit dem Kosovokrieg geändert. Die Re-

gierungenaller beteiligten Staaten sind sich in dem Ziel einig,

europäischeMilitäraktionen in Zukunft auch unabhängig von

der Unterstützung durchdie USA zu ermöglichen. Bei der EU-

Konferenzin Helsinki im Dezember 1999 wurdedie Schaffung

einer europäischen schnellen Eingreiftruppe beschlossen.

Großbritannien will die zu schaffende europäische Eingreif-

truppe abernur als europäischenPfeiler der NATOintegriert

in deren Kommandostrukturen haben, um sich und den USA

ein Vetorecht über den NATO-Rat zu erhalten. Besonders

Frankreich, selbst nicht in die NATO - Militärstrukturintegriert,

aber auch die BRD bestehen auf die Möglichkeit, auch ohne

Rückgriff auf die NATO und damit ohne Zustimmung der USA

Krieg führen zu können.Ein europäischer Krieg ohne Duldung
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der USAist in nähererZeit allerdings noch nicht vorstellbar.

Die Regierungenderrestlichen europäischen Länder drän-

geln sich derweil schon danach, ihre Hilfstruppen zur Verfü-

gungstellen zu dürfen- inklusive der pro forma noch neutra-

len Staaten, die die Kommandogewalt am liebsten gleich der

Europäischen Kommission übertragen würden.

Auf der EU-Konferenzin Nizza im Dezember2000 wurdendie

strittigen Punkte ausgeklammert, aber ansonsten Fakten ge-

schaffen. Durchgesetzt habensich Frankreich und Deutsch-

land. Die EU soll 2003 in der Lagesein, innerhalb von 60 Ta-

gen 60.000 Soldaten aufzustellen und zu einem Einsatzort in

bis zu 4000 km Entfernung zu verlegen, wo sie bis zu einem

Jahr bleiben sollen - ohne Rückgriff auf Einrichtungen der NA-

TO. Wenndie Soldaten wie üblich öfter ausgetauscht werden,

ergibt sich eine Gesamtstärke von gut 200.000 Mann.Formell

gebilligt wurde auch die bereits seit Monaten im Aufbau be-

findliche Befehlsstruktur der EU. Im Politischen und Sicher-

heitspolitischen Ausschußsitzen die Vertreter der Mitglied-

staaten und im Militärausschußdie nationalen Generalstab-

schefs. Die militärische Planung übernimmt der Militärstab

unter Vorsitz des deutschen Generalleutnants Rainer Schu-

wirth.

Der neuealte Feind:
dasinternationale Lumpenproletariat
Für die übrige Welt bedeutet die Entwicklung der EU zum Mi-

litärbündnis nichts Gutes. Währenddie alte bipolare Weltord-

nung den Staaten des Trikonts immerhin ermöglichte, sich

zwischen den beiden Supermächten undihren Vasallen lavie-

rend etwas Bewegunggsfreiheit zu erhalten, wird eine neue Su-

permacht EU die erdrückende Übermachtder Industriestaa-

ten eher noch erhöhen. Die Interessen der USA und der EU

gegenüber den armen Ländern sind im wesentlichen gleich-

gerichtet. Wie es in den entsprechendenstrategischen Pa-

pieren ziemlich deutlich formuliert wird, geht es um den Zu-

gang zu den Märkten, um die Sicherung der Rohstoffquellen

und einen ruhigen Hinterhof. Zu Konflikten wird es auchin Zu-

kunft nur kommen, wenn mansich nicht über den geeigneten

Friedhofsgärtner einig werden kann.Die idealtypische Aus-

prägungeiner von diesen Maximen bestimmten Großmacht-

politik zeigt sich im „präventiven Sicherheitsmanagment“, das

die USAseit langemin Südamerika betreiben. Die zukünftige

Sicherheitspolitik der EU in ihrem Hinterhof wird nicht anders

aussehen. Demokratie und Menschenrechte sind dabei

äußerst flexible Begriffe, die ihren Wert eher an der Propa-

gandafront beweisen. Mit deutscher Hilfe werden die Eu-

ropäer die USA auch auf diesem Feld überflügeln können.

„War is peace, freedom is slavery, ignoranceis
strength.“ George Orwell: 1984
Was machbarist, ist noch lange nichtlegitim, und zur Produk-

tion von Legitimität braucht man die Form von Sprachgewalt,

die sich unser neues Regierungspersonal und sein Umfeld

auf dem langen Marsch zur bürgerlichen Respektabilität an-

geeignet haben. Mit der gleichen religiösen Inbrunst, mit dem

früher der Kapitalismus und seine negativen Begleiterschei-

nungen moralisch verdammt wurden, bekommtjetzt der je-

weilige Gegnerdes neuen deutschen Imperialismus eins auf

die Mütze. Dabei geht es ohne Faschismus-,Hitler-, KZ-, Mas-

senmord- und Auschwitzvergleichen nicht ab. Wir sind nicht nur

wieder wer, nein, wir sind sogar die Guten und können end-

lich die Geschichte unsererEltern und Großeltern symbolisch

angreifen, ohne Gefahr zu laufen, enterbt zu werden. Auchdie

antiimperialistische Liebe zu den „nationalen Befreiungsbe-

wegungen"kann in diesem Zusammenhang widerverweriet

werden und zeigt ihre Kompatibilität mit den Volkstumsvor-

stellungen der Rechten und der vom Auswärtigen Amt seit

seiner Gründung verfolgten „Spalte und Herrsche“ Doktrin.

Nebendiesen deutschen Besonderheiten kamen im Kosovo-

krieg die üblichen Kriegslügenhinzu, die Greuelpropaganda

(z.B. Racak) und die Standardbehauptung, angefangenhät-

te ja der Angegriffene (Hufeisenplan).

Manlernt überhauptso einiges über die Bedeutung von Be-

griffen hinzu. Währenddie alte Bundeswehrsich, wenn auch

nur zur Verteidigung, doch für den Krieg rüstete, betreibt die

neue Bundeswehr präventive Sicherheitspolitik durch „hu-

manitäre Interventionen" oder „friedensschaffende Einsätze“.

Die NATO nennt sich neuerdings auch gern „Internationale

Gemeinschaft“. Vielleicht sollte Scharping sein Ministerium

passenderweisein Friedensministerium umtaufen.

Das Volk steht stramm
Die militärpolitische Mobilmachung hat auchihre innenpoliti-

schen Auswirkungen. Im Kosovokrieg zeigte sich, wie bereit-

willig sich die Presse im Bewußtsein ihrer nationalen Verant-

wortung mit der Regierung gleichschaltet. Kritik am Oberkom-

mandeist im Krieg nun malnicht erlaubt, den „Unsere Solda-ten

brauchen Rückhalt im Parlament undin der Öffentlichkeit. Die-

ser Rückhalt könnte durch Debatten geschmälert werden“

(Scharping).® Später betrauerten die Medien wiedersich selbst-

die Wahrheit sei nun mal das erste Opfer eines jeden Krieges. Sie

könnte es sein, wenn sie nicht von eben dieser Medienmeute schon

lange vorherderkollektiven Kriegsvorbereitung geopfert worden

wäre.

Die Aggression nach außen dient der inneren Formierung,

auch dasist nichts neues. Ausihrer ersten Regierungskrise

konnte sich Rot-Grün durch den Krieg gegenSerbienretten,

das Ansehen von Schröder, Fischer und Scharping beim

durchschnittlich autoritär gestrickten Deutschenstieg er-

heblich. Nicht anders als die dafür stets gescholtene USA

betreibt auch die deutsche Regierung militärische Außenpo-

litik als Reflex der Innenpolitik. Ob es sich nunin irgendeinem

abgelegenen Gebiet der Welt nach der „humanitärenInter-

vention“ besserlebenläßt als vorher - wenninteressiert das

schon. Hauptsache, unsere Jungs habenihren Krieg ge-

wonnen, sind wohlbehalten zurück und müssensich vor den

Nachbarjungs nicht (mehr) verstecken.

Heiko Moshagen,Berlin.
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